N 42. 


Sonnabend, 21. Oktober. 


— ! P' — — 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Erſcheint jeden Sonnabend. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4 ½ Sgr., bei den außerpreußiſchen Poſtanſtalten 


734 Sgr., 


Die Selbſtverwaltung der evangeliſchen 
Kirche. 
(Artikel 15 der Verfaſſung.) 

ir haben ſchon einmal, in unſerem Blatte vom 
8 Sul 55 bel Arten 12 und 15 unſerer Verfaſ⸗ 
ſung geſprochen. Der Art. 12 verheißt Jedermann im 
Staate vollkommene Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes; 
15 verheißt allen Religionsgeſellſchaften ſelbſt⸗ 
ſtändige, von der Staatsregierung unabhängige Ord⸗ 
nung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten. Beide 
Verheißungen ſind bis auf den heutigen Tag noch nicht 
ſo erfüllt worden, wie wir es zu erwarten berechtigt find. 
Ja, der Art. 15 iſt in Beziehung auf die e vangeli⸗ 
ſche Kirche noch gar nicht erfüllt worden und doch be⸗ 
tennen ſich zu ihr über 12 Millionen Angehörige des 
preußiſchen Staates. Auch die A Kirche hat 
noch dieſe und jene Klage zu erheben denn auch ſie 
darf ſich darüber beſchweren, daß in ihre äußeren An⸗ 
gelegenheiten die Staatsgewalt ich noch immer mehr 
einmiſcht, als es nach dem Art. 15 geſtattet ſcheint. Sie 
kann I ferner auch darüber beklagen, daß trotz des Ar⸗ 
tikels 17 immer noch eine ſehr große Zahl von welt⸗ 
lichen Kirchenpatronen das 19 1 hat, den Gemeinden 
ihre Geiſtlichen einzufegen. Aber die evangeliſ 92 Kirche 
muß ſich ſehr viel Schwereres gefallen laſſen. Nicht nur 
beſtehen in unzähligen Gemeinden derſelben ebenfalls 
noch immer die weltlichen Kirchenpatronate fort, auch 
da, wo die Gemeinden die Wahl ihrer Geiſtlichen behal⸗ 
ten haben, iſt dieſe Wahl doch keineswegs eine ſo freie, 
wie de es nach den Grundſäßen der Reformatoren fein 
ſollte; denn, wen ſie auch wählen mögen, ſie bekommen 
doch keinen andern Geiſtlichen, als den, welchen die von 
der Staatsgewalt eingeſetzten Behörden beſtätigen wollen. 
Gleichwohl verordnet Art. 18 der Derfaffung, aß wenig⸗ 
ſtens da, wo kein Patronat und keine beſondere Rechts⸗ 
titel beſtehen, der Staat kein Ernennungs⸗ und Beſtäti⸗ 
ungsrecht, und nicht einmal ein Vorſchlagsrecht haben 
fel Doch das iſt bei Weitem nicht das Schlimmſte. 
Man muß vielmehr ſagen, daß von dem Art. 15 für 
die evangeliſche Kirche bis jetzt auch noch nicht 


der Art. 
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ein einziger Buchſtabe ausgeführt worden iſt, 
zumal in den ſechs öſtlichen Provinzen. Denn 
die geſammte Ordnung und Verwaltung ee äußeren 
und inneren Angelegenheiten iſt unmittelbar oder mittel- 
bar in den Händen der Staatsgewalt verblieben. Die 
Obrigkeiten, denen die evangeliſche Kirche unterthan iſt, 
ſind nicht von der Kirche ſelbſt eingeſetzt, ſondern von 
dem Oberhaupte des Staates ernannt worden. Das 
Staatsoberhaupt ſetzt den Oberkirchenrath, die Konſiſto⸗ 
rien und die Superintendenten ein. Dieſe Behörden 
ordnen, verwalten und beaufſichtigen nach den Anweiſun⸗ 
gen des Staatsoberhauptes alle äußeren und ſogar alle 
inneren Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche. Von 
ihnen hängt die Verwaltung des Kirchenvermögens und 
die Einſetzung und Abſetzung aller evangeliſchen Geiſt⸗ 
lichen des Landes ab. Ja, es muß in dieſen Kirchen 
gelehrt und gebetet werden, was ſie anordnen und keine 
Lehren, keine Gebete, keine Gebräuche find geſtattet, die 
von ihnen unterſagt werden. 

Wohl ſind unter den Evangeliſchen und den Katho⸗ 
liſchen die Anſichten darüber 1005 verſchieden, in welcher 

eiſe das Kirchenregiment aus dem Schooße der Kirche her⸗ 
vorgehen ſoll. Aber darin find fie doch vollkommen einig, daß 
dieſes Regiment überall nur durch die Kirche, niemals aber 
durch die weltliche Obrigkeit eingeſetzt werden darf. Denn 
das tft ein Grundſatz, der nicht auf den Lehren irgend einer 
beſonderen Kirche beruht, ſondern der aus dem Weſen 
der Religion ſelbſt hervorgeht. Eben ſo wenig kann 
ein Zweifel darüber obwalten, daß dieſer Grundſatz durch 
die preußiſche Verfaſſungsurkunde ausdrücklich und feier⸗ 
lich beſtätigt worden iſt. Aber vergebens iſt bis auf 
den heutigen Tag von ungäpfigen Stimmen bald gefor⸗ 
dert und bald gebeten worden, daß der evangeliſchen 
Kirche doch endlich dieſes Recht werde. Vergebens iſt es 
auch mit den einleuchtendſten Gründen dargethan wor⸗ 
den, daß alles, was bisher durch Einrichtung von Kir⸗ 
chenräthen und Synoden geſchehen iſt, auch nicht das 
Mindeſte dazu beiträgt und beitragen kann, daß die 
evangeliſche Kirche endlich von der Unterthänigkeit unter 
die Staatsgewalt befreit werde. Doch wir klagen dar⸗ 
über nicht blos, weil das Recht von mehr als zwölf 


Millionen Preußen nicht jo beachtet wird, wie wir es 
verſtehen; ſondern wir klagen vielmehr noch um der 
ſchlimmen Folgen willen, welche ſolche Grundſätze ſchon 
nach ſich gezogen haben und in immer verſtärkterem 
Maße noch nach ſich ziehen können. 

Die Kirchen vieler Städte und ſelbſt vieler Dörfer 
ſtehen halb oder beinahe ganz leer. Unzählige Perſonen 
aus jeder Klaſſe der Bevölkerung ziehen ſich von der 
Kirche zurück und kümmern ſich um ſie nur bei Hei⸗ 
raths⸗, Tauf⸗ und Begräbnißfällen. Viele Gemeinden 
leben in offenem und noch mehrere in ſtillſchweigendem 
Zwieſpalt mit ihren Geiſtlichen, ſei es, daß diefe Geiſt⸗ 
lichen lehren, was den Ueberzeugungen der denkenden 
Gemeindemitglieder widerſpricht, ſei es, daß ſie handeln 
und ſprechen, als wären ſie die bloßen Diener der eben 
herrſchenden Gewalt. 

Millionen, die unter anderen Verhältniſſen ſicherlich 
zu der Kirche ihrer Gemeinden ſich halten würden, keh⸗ 
ren ihr grollend oder gleichgültig den Rücken, weil der 
Geiſtliche, der an ihrer Spitze ſteht, ihnen ein fremder 
und nicht angenehmer iſt. So werden denn leider auch 
Millionen Kinder in Gleichgültigkeit und ſelbſt in Ver⸗ 
achtung gegen die beſtehende Kirche erzogen. 

Das iſt gewiß ein großes Uebel, und nur dann eini⸗ 
germaßen zu ertragen, wenn alle die Menſchen, welche 
in der Kirche nichts von wahrer Religion zu hören 
bekommen, wenigſtens außerhalb berjelen zu echter 
e den erzogen werden würden. Aber das iſt lei⸗ 
der bei Unzähligen nicht der Fall. Darum muß auch der 
Verfall der evangeliſchen Kirche den Verfall der reli⸗ 
giöſen Geſinnung ſelbſt nach ſich ziehen, wir mei⸗ 
nen natürlich derjenigen religiöſen Geſinnung, die dem 
Menſchen die Liebe zu Gott und ſeinem Nächſten, die 
Liebe zur Wahrheit und Gerechtigkeit nicht etwa in den 
Mund ſondern in das Herz ſchreibt. Ohne dieſe Re⸗ 
ligion des Herzens giebt es aber keinen Frieden und 
keine wahrhafte Freude, weder in unſerm Hauſe noch in 
unſerer Gemeinde noch in unſerm Staate. 

Gar viele unſerer „Konſervativen“ können nicht laut 
genug rufen, daß der Staat ohne Religion zu Grunde 
en müſſe. Freilich muß er zu Grunde gehen, wenn 

ie Religion, die die Religion der e e iſt, 
aus einem Volke verſchwindet. Und doch thun gerade 
dieſe Konſervativen, mögen ſie nun den geiſtlichen oder 
einen anderen Rock tragen, alles Mögliche, um die wirk⸗ 
liche Religion in den Gemüthern der Menſchen zu er⸗ 
tödten, und an ihre Stelle die Form der Religion zu 
ſezen. Wehe aber einem Staate, in welchem für fromm 
die gelten, die da plappern wie die Heiden, und wo die 
Frommen ſolcher Art vorzugsweiſe auf die Kanzeln 
und die Amtsſtühle geſetzt werden! 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Noch immer iſt der Aufenthalt des Grafen 
Bismarck in Biarritz der Gegenſtand der verſchiedenſten Ver⸗ 
muthungen. Auffallend iſt, daß die Provinzial⸗Korreſpondenz 
ſich über den Empfang des Grafen durch den Kaiſer von 
Frankreich in einer ganz überſchwenglichen Weiſe geäußert 
hatte und daß die Norddeutſche Allgemeine Zeitung und die 
Kreuzzeitung, welche ſonſt jedes Wort der Provinzial⸗Kor⸗ 


en e e dieſe Mittheilung nicht aufgenc rr. 
haben. Man ſchließt daraus, daß bei uns in den maßgeben⸗ 
den Kreiſen ſich zwei Parteien gegenüberſtehen, welche um den 
Sieg ihrer Pläne kämpfen. Die eine, als deren hervor⸗ 
1 Persönlichkeit man den Grafen Bismarck bezeichnet, 
ſoll den Vortheil Preußens in einem engen Zuſammengehen 
mit Frankreich ſuchen, während die andere, zu welcher der 
jetzige Gouverneur von Schleswig, General von Manteuffel 
gehört, nur in einem treuen Zuſammenhalten mit Oeſterreich 
Heil für Preußen erblickt. Ob die eine oder die andere An⸗ 
ſicht in der Haltung unſerer Regierung die Oberhand gewin⸗ 
nen wird, das muß ſich in nicht allzu langer Zeit zeigen, wir 
meinen aber, man ſollte nie vergeſſen, daß eine auswärtige 
Politik, möge ſie ſein wie ſie wolle, nur zum dauernden Heil 
des Staates führen kann, wenn die Regierung, welche ſie 
ausübt, eins iſt mit dem Volke und ſich ſtützt auf das Volk. 

Trotz der bedeutenden Mittel, welche nach der Verſiche⸗ 
rung der konſervativen Blätter der Regierung zu Gebote 
ſtehen, und welche ja noch vor Kurzem durch das vielbeſpro⸗ 
chene Geſchäft mit der Köln» Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
vermehrt worden ſind, ſoll die Regierung jetzt doch wieder 
daran denken, mit einer bedeutend erhöhten Anleihe⸗For⸗ 
derung vor die nächſten Kammern zu treten. Da man aber 
nicht zu erwarten ſcheint, daß die Kammer eine ſolche Anleihe 
genehmigen werde, ſo lange ſie nicht durch das Zuſtandekom⸗ 
men eines Staatshaushaltsgeſetzes die Gewißheit von der ord⸗ 
nungsmäßigen Führung der Finanzen erlangt, ſo ſoll die Re⸗ 
gierung ſic jetzt ſchon nach Mitteln und Wegen umſehen, 
ſich die Geldmittel, welche ſie nothwendig braucht, auf andere 
Weiſe zu verſchaffen. Es ſcheint, daß der Erfolg des Ge⸗ 
ſchäftes mit der Köln⸗Mindener Bahn die Aufmerkſamkeit der 
11 b beſonders auf dieſes Feld für Geldoperationen 9e 
ent hat, und wahrſcheinlich ſollen Die erforderlichen Gelder 
wiederum mittelſt einer neuen Kreditoperation mit irgend einer 
Eiſenbahngeſellſchaft aufgebracht werden. Es geht dies jo 
lange, als ſich bei den Geldleuten nicht ein Zweifel regt, ob 
denn in einem konſtitutionellen Staate eine Veräußerung 
oder Verpfändung von Staats ⸗Eigenthum, und darum 
kann es ſich doch nur handeln, ohne Aaken der Kam⸗ 
mern geſtattet iſt; ſobald ſolche Zweifel erſt allgemein Platz 
greifen (und in dem vergeblichen Bemühen Oeſterreichs nach 
einer 9 1 zeigt ſich der Beweis, daß die Geldleute auch 
ſolchen konſtitutionellen Betrachtungen zugänglich ſind), wird 
ez ſehr ſchwer halten, Geld aufzubringen, denn jeder muß 
fürchten, ſein Geld zu verlieren, wenn ſpäter einmal die Kam» 
mern einer ſolchen Geldoperation ihre Genehmigung verſagen. 

Vor Kurzem hat der Geheime Oberfinanzrath Wilkens 
ſeine Stellung aufgegeben. Obgleich ſeine Penſionirung mit 
der Verleihung eines hohen Ordens begleitet war, ſo Baus: 
tet man dennoch, er habe feine Entlaſſung nachgeſucht, weil 
er ſich mit der jetzigen Führung der Finanzverwaltung nicht 
einverſtanden erklären konnte. Er fol ein verfaſſungsmäßig 
zu Stande gekommenes Budgetgeſetz als unumgänglich noth⸗ 
wendig zur Führung der Finanzverwaltung halten. 

In der Rheinprovinz beſchäftigt man ſich in dieſem Augen⸗ 
blick ſehr eingehend mit der Frage wegen der Befetzung 
des erzbiſchoͤflichen Stuhles in Köln. Bis jetzt ſcheint 
die Regierung noch keine Neigung zu haben, der Wahl eines 
hervorragenden Mitgliedes der ultramontanen Partei ihre 
Zuſtimmung zu ertheilen, aber man ſagt, daß der weſtfä⸗ 
ſiſche Adel bei Gelegenheit der Anwesenheit des Königs in 
9 wo die Jubelfeier des fünfzigjährigen Anſchluſſes 
Weſtfalens an Preußen ſtattfindet, Schritte thun will zu 
Gunſten der Wahl des Biſchofs Ketteler von Mainz, welcher 
zu den eifrigſten Anhängern der ultramontanen Partei zählt. 


Am 16. d. M. wurde der Abg. Franz Duncker vom 
Berliner Stadtgericht zu einer Geldbuße von 15 Thalern 
wegen Minifterbeleibigung auf Grund einer am 25. Oktober 
1864 in einer Verſammlung der Berliner Mitglieder des 
Nationalvereins gehaltenen Rede verurtheilt. 

Während des diesjährigen volkswirthſchaftlichen Kongreſſes 
zu Nürnberg Ende Auguſt hielt Schulze⸗Delitzſch im dor⸗ 
tigen Arbeitervereine eine Rede über Gewerbefreiheit. Sie 
wurde ſtenographirt und in der Rheiniſchen Zeitung ab- 
gedruckt. Jener Vortrag, der in Baiern bei keinem Geſetzes⸗ 
wächter Anſtoß erregt hat, gefährdet aber nach der Anſicht 
der Düſſeldorfer Staatsbehörde die beſtehende Ordnung im 
preußiſchen Staate; es iſt deshalb gegen den Abgeordneten 
Schulze als Verfaſſer und gegen die Redaktion der Rhein. 
Ztg. als Verbreiter der Rede eine eat G. ein · 
geleitet. Es ſteht alſo demnächſt eine öffentliche Gerichts. 
verhandlung gegen dieſen Abgeordneten bevor. 

Der Abgeordnete Riebold iſt von einem Schlaganfall 
betroffen worden und liegt gefährlich erkrankt darnieder. 

Die Regierung zu Liegnitz 1 8 in einer Disziplinar⸗ 
unterſuchung gegen den Stadtrat) Halberſtadt in Görlitz 
auf Amtsentſetzung erkannt. Auf eingelegte Appellation hat 
das Miniſterium dieſes Erkenntuiß aufgehoben, und den Herrn 
Stadtrath nur zu einem Verweiſe verurtheilt. 

Zu den bekannteſten und beliebteſten Perſönlichkeiten, 
welche in Folge ihrer Betheiligung an der Bewegung des 
Jahres 1848 ihr Baterland meiden mußten, gehörte das Mit⸗ 
glied der preußiſchen National⸗Verſammlung, Julius Beh ⸗ 
rends aus Berlin. Lange Zeit war von Fr keine Nach⸗ 
richt eingelaufen, und man fürchtete ſchon, daß er geſtorben 
ſei. Jetzt endlich iſt Kunde von ſeinem Leben eingetroffen, 
und wir theilen bei dieſer Gelegenheit zugleich etwas über 
ſeine Thätigkeit mit. Er hatte Ya vor nunmehr 13 Jahren 
in San Antonio, in Texas an der Mexikaniſchen Grenze nie⸗ 
dergelaffen und daſelbſt einen Buchhandel begründet, der mit 
der Zeit einen bedeutenden Umfang gewonnen hatte. Ob⸗ 
gleich nun Texas während der Rebellion der Südſtaaten von 
dem wirklichen Kriege verſchont geblieben iſt, hat das Land 
doch alle Entbehrungen und Laſten des Krieges zu erdulden 
gehabt und iſt, wie bekannt, während mehr als drei Jahren 
von aller Kommunikation mit dem Auslande abgeſchnitten 
eweien. Während alle Geſchäfte darnieder lagen, die waf⸗ 
fenfähigen Mannſchaften theils ausgehoben, theils freiwillig 
in die Armee eingetreten waren, um Karriere oder Geſchäfte 
zu machen, blieb Behrends zurück und übernahm den Unter 
richt der Jugend an einer Deutſch⸗Engliſchen Schule, die er 
ſelbſt vor Jahren begründet und in deren Kuratorium er 
Vorſitzender war. Ein Lehrer nach dem andern trat aus, um 
ſein Glück im Heere zu ſuchen; nur Berends harrte aus, und 
war all die Jahre einziger und unbeſoldeter Lehrer. Von 
den Kindern, die er herangezogen, geliebt, von den Eltern 
verehrt, hat er jetzt die Freude gehabt, auch von den ſtädti 
ſchen Behörden feine Verdienſte anerkannt und die Schule 
die einzige am Ort, die den Namen verdient — mit einem 
neu erbauten ſchönen Schulhauſe beſchenkt zu ſehen. Dieſelbe 
190 fünf Klaſſen und iſt nunmehr wieder vollſtändig mit 
Lehrern beſetzt. Herr Behrends, von einer ſchweren Krankheit 
kürzlich geneſen, befindet ſich jetzt auf einer Erholungsreiſe 
und iſt daneben beſchäftigt, en Buchhandel wieder neu 
einzurichten. — In Berlin vor 20 Jahren vom Schul⸗ 
amte dis penſirt, iſt er der Aufgabe ſeines Lebens 
treu geblieben: im fernen Weſten ſich eine neue Heimalh 
zu ſuchen genöthigt, hat er aufopfernd und unermüd⸗ 
ich ſeine Kräfte der Jugend gewidmet und iſt in Teras 
eine Hauptſtütze des deutſchen Elements geworden. 


Württemberg. Das Wohl des Staates Württemberg war 
in der letzten Zeit ganz bedenklich gefährdet, und die Lage 
mußte um ſo bedenklicher erſcheinen, als die gefahrdrohende 
Unordnung in dem Militärſtande zu Tage trat. Es iſt näm⸗ 
lich wiederholt vorgekommen, daß, wenn der König von Würt⸗ 
temberg in der Hofloge des Theaters in Stuttgart erſchien, 
die Offiziere auf der einen Seite der 11 ſich ſpäter erho⸗ 
ben, als diejenigen auf der andern, daß Soldaten nicht ein⸗ 
mal die Perſon des Königs kennen und in Folge deſſen die 
vorgeſchriebenen Ehrenbezeigungen unterlaſſen, — ja daß fie 
ſogar vor den Ha deen Hofequipagen die nöthigen Hon⸗ 
neurs nicht gemacht haben. Es konnte nicht fehlen, daß dieſe 
Symptome einer vor ug Bee Zerſetzung in den . 
der Regierung eine ernſtliche Beſorgniß erregt haben. Aber 
mit kräftiger Hand hat man zur rechten Zeit eingegriffen; 
und es iſt ein Armeebefehl erſclenen, der geeignet erſcheint, 
die Hoffnungen für die Zukunft zu beſſern. Derſelbe lautet wörtlich: 

„1) Es iſt höchſten Orte mit Mißfallen aufgenommen 
worden, daß wenn Se. K. Majeſtät Ihre Loge im Königl. 
Hoftheater betreten, ſich nicht fämmtliche Ofſtziere zugleich 
ſondern auf der einen Seite ſpäter als auf der anderen er- 

eben. 2) Es wird den Offizieren eingeſchärft, daß, wenn 
hre M. die Könitzin nach S. M. dem Könige in die Loge 
tritt, Höchſtdieſelbe nochmals beſonders zu begrüßen iſt. 3) 
Es wurde wiederholt mißfällig aufgenommen, daß die Wachen 
vor Ihren Majeſtäten die vorgeſchriebenen Ehrenbezeigungen 
u ſpät abgeben. Es wird die Entſchuldigung, als habe der 
oſten vor dem Gewehre die Wache zu ſpät ins Gewehr ge⸗ 
rufen, nicht mehr angenommen, vielmehr der Wachtkomman⸗ 
dant für rechtzeitige bgabe der Ehrenbezeigungen perſönlich 
verantwortlich gemacht werden. 4) Da über die vor S. K. 
Hoh. dem Prinzen Friedrich abzugebenden- Ehrenbezeigungen 
Irrungen entſtanden find, jo wird darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß zwar nicht vor dem Prinzen Friedrich K. H. al- 
lein, wohl aber, wenn Hochderſelbe zugleich mit ſeiner Ge⸗ 
mahlin, Prinzeſſin Katharina K. H., an der Wache vorbei⸗ 
kommt, die für Prinzen und Prinzeſſinnen des K. Hauſes in 
gerader Abſtammung vorgeſchriebenen Ehrenbezeigungen abzu · 
ya find. Um Irrthümern vorzubeugen, wird, falls die beiden 
. H. zugleich in geſchloſſener Chaiſe an einer Wache vorbeifah- 
ren ſollten, der hintenſtehende Lakai durch Erhebung 
des Armes der Wache ein Zeichen geben. 5) Es wird die 
Entſchuldigung, als habe ein Soldat Abgabe der vorgeſchrie⸗ 
benen Ehrenbezeigungen aus Unkenntniß mit der Perſon S. 
M. des Königs unterlaſſen, nicht mehr angenommen werden. 
Sämmtliche Soldaten haben ſich mit der Perſon Sr. Ma. 
jeſtät genau bekannt zu machen. Es find zu dieſem Behufe 
genaue Photographien Höchſtdeſſelten aus Regimentsmitteln 
anzuschaffen und in den Mannſchaftszimmern aufzulegen. 
6) Es kann die Entſchuldi ung nicht angenommen werden, 
als ſei die vorgeſchriebene hrenbezeigung vor Ihren Maje⸗ 
Kein nicht abgegeben worden, weil Höchſtdieſelben, in ge⸗ 
chloſſener Chaiſe fahrend, von den Begegnenden nicht erkannt 
worden ſeien. Es wird den Soldaten angerathen, im Zwei⸗ 
felsfalle vor jeder geſchloſſenen Hofchaiſe die vor- 

b enen Ehrenbezeigungen abzugeben.“ 

er Gaſteiner Vertrag und die weitere Entwidel: 

der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage. 05 

Selbſt wenn der Gaſteiner Vertrag nicht ausdrücklich die 
1 enthalten würde, daß er nur ein proviſoriſches 
Uebereinkommen ſein ſoll, welches die Verwaltung der Her⸗ 
zozthümer auf ſo 1 85 regelt, bis die definitive Löſung der 
Herzogthümerfrage gefunden ift, jo würde doch Niemand daran 
zweifeln können, daß dieſer Vertrag nur geſchloſſen worden 
iſt, um tiefgehende Differenzen in per Auffaſſung der ſchles⸗ 


wig⸗holſteiniſchen Frage ſeitens des öſterreichiſchen und des 
preußiſchen Kabinettes oberflächlich zu verdecken. Man konnte 
ſich einerſeits nicht über eine beide Parteien genehme Löſung 
der Frage einigen, und wollte doch andererſeits nicht, daß die 
Differenz der Anſichten ihre Ausgleichung auf dem Schlacht⸗ 
felde fände: deßhalb ſchloß man vorläufig jenen Vertrag, es 
der Zukunft überlaſſend, wie ſich ſpäter ein Weg zur Aus⸗ 
gleichung finden werde. . 

Wie ſich jedoch die beiden Regierungen, welche den Ver⸗ 
trag abgeſchloſſen, dieſen Weg zur Ausgleichung gedacht und 
welche Zeit fie für die Auffindung deſſelben beftimmt haben, da⸗ 
für liegt allerdings kein ſicherer Anhaltpunkt vor, aber wir 
dürfen mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß beide Ste- 
gierungen ganz verſchiedene Anſichten in dieſer Beziehung ge⸗ 
habt haben, und können auch ungefähr vermuthen, wie jede 
einzelne die weitere Entwicklung des Gaſteiner Vertrages in 
den Intereſſen ihres eigenen Staates gewünſcht und gehofft hat. 

Oeſterreich, welches niemals daran gedacht hat, ſeinen 
Einfluß in Deutſchland, zu dem es ſich durch den früheren 
Beſitz der deutſchen Kaiserkrone berechtigt glaubt, aufzugeben, 
betrachtet den Gaſteiner Vertrag als ein neues Pfand für die 
Ausdehnung dieſes Einfluſſes. Es hat dadurch eine feſte 
Stellung in Norddeutſchland, nach der es bis jetzt vergeblich 
geſtrebt hat, gewonnen, und es denkt nicht daran, dieſe ſo bald 
aufzugeben, es ſei denn zu Gunſten eines Arrangements, wel⸗ 
ches an den Ufern der Elbe einen Fürſten ſchafft, ganz eben 
ſo ſouverain und ganz eben ſo machtlos wie es die übrigen Für⸗ 
ſten der Mittel- und Kleinſtaaten find. Dann gäbe es einen 
Fürſten mehr in Deutſchland, der darauf angewieſen wäre, 
ſich um den Schutz der einen beiden Großmächte zu bemühen. 
Da es aber zu erwarten iſt, daß derſelbe, ſeinen Mitfürſten 
gleich, eine große Scheu vor Preußen haben werde, indem er 
von dieſem Staate eine Schädigung feiner vollen Souverä ⸗ 
nität fürchten würde, ſo wäre dadurch ein neuer und getreuer 
Anhänger Oeſterreichs geſchaffen und fo hätte Oeſterreich das 
Ziel, welches es bei ſeiner Betheiligung am Kriege im Auge 
hatte, im Wefentlichen erreicht: ez hätte nämlich verhindert, daß 
das Reſultat des Krieges eine Machterweiterung Preußens herbei⸗ 
führe. Wann aber dieſe Löſung eintritt, das iſt für die öſter⸗ 
reichiſche Regierung ganz gleichgültig, für's erſte ſitzt fie feft 
in Norddeutſchland, und ſie befindet ſich ganz wohl dabei. 
Deßhalb weiſt fie auch offenbar alle Verſuche zurück, jetzt 
ſchon in weitere Verhandlungen über das fernere Schickſal 
zu treten; fie fürchtet, nicht in der Lage zu fein, ihre Anſich⸗ 
ten durchzuſetzen, und wartet daher, ob ſich nicht „Etwas er⸗ 
eignen werde“, was der Sache eine ihren Plänen günftigere 
m giebt. 0 lezten Sage befindet fi offen 

In der ganz entgegengeſetzten Lage befindet fich offenbar 
die preußische Im > Sie muß, der Entwickelung des 
preußiſchen Staates en ſprethend, für die Ausdehnung des 
preußiſchen Einfluſſes in Deutſchland, für die Verdrängung 
des öſterreichiſchen Einfluſſes aus Deutſchland kämpfen. Des⸗ 
halb muß ſie vor allem beſtrebt ſein, die Oeſterreicher aus 
der Pofition in Norddeutſchland, welche ſie in Folge des ſo 
vielfach getadelten preußiſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes gewonnen 
haben, zu verdrängen. Es unterliegt nun wohl keinem Zweifel, daß 
das preußiſche Miniſterium den Vertrag von Gaſtein als den An⸗ 
fang dieſes Zurückdrängens der Oeſterreicher aus Norddeutſchland 
angeſehen hat. Da wir uns hier nicht die Aufgabe geſtellt 
haben, zu unterſuchen, ob bei dem Vortrage von Gaſtein 
Defterreich oder Preußen den größeren Gewinn gezogen hat, 
ſo können wir auch jede Erörterung dieſer Frage bei Seite 
laſſen, und uns nur damit beſchäftigen, in welcher Weiſe ſich 


nach Anſicht der preußiſchen Regierung die Dinge weiter ent⸗ 

wickeln ſollten. Man ſcheint ganz einfach auf die Reigenbe 
Geldnoth des Kaiſerreichs gerechnet zu haben, welche die öſter⸗ 
reichiſche Regierung zwingen würde ebenſa, wie fie ihr Anrecht 
auf Lauenburg verkauft hat, fo auch ihr Altrecht auf Schles⸗ 
wig und auf Holftein für Geld fortzugeben. So gedachte 
man ſich in den Beſitz von Schleswig⸗Holſtein auf eine Weiſe 
zu ſetzen, welche nach unſerer Auffaſſung von der Kultur-Ent⸗ 
wicklung in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
keineswegs zu billigen iſt. Zu dieſem Zwecke wollte man auch 
gern bald nach dem Abſchluß des Gaſteiner Vertrages neue 
Verhandlungen mit Oeſterreich anknüpfen, aber in Wien 
hat man die drohende Gefahr eingeſehen, und man hat ſich 
deshalb beeilt, endlich mit Ungarn Frieden zu machen, oder doch 
wenigſtens einen Waffenſtillſtand abzuſchließen. Man hat ſich 
auch beeilt, da es nicht gelingen wollte, auf verfaſſungsmäßigem 
Wege Geld zu bekommen, die Verfaſſung zu „ſiſtiren“ und 
macht den allerdings vergeblichen Verſuch, ohne Verfaſſung 
Geld zu bekommen, und das alles nur, um den Verhandlun⸗ 
gen mit Preußen aus dem Wege zu gehen. Wie lange 
dies gelingen wird, das wird abzuwarten ſein, für's Erſte aber 
ſteht dadurch die Entwicklung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage 
ſtill, und man darf für die nächſte Zeit weder die Einſetzun 
eines Herzogs mit voller Souverainität, wie es Oesterreich 
wünſcht, noch eine Annexion der Herzogthümer durch Preu⸗ 
ßen, wie ſie wohl ſo manchem preußiſchen Staatsmann als 
Ideal vorſchweben mag, erwarten. 

Einen Faktor aber ſcheint ſowohl die öſterreichiſche wie 
die preußiſche Regierung bei ihrer Berechnung über die her⸗ 
betzuführende Löſung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Frage ver- 
gellen zu haben. Und doch iſt dieſer Faktor nach unſerer 

nſicht der wichtigſte und weſentlichfte Moment in dieſer 
Frage: es iſt das due Rasch iu iſche Volk, auf deſſen 
Wünſche man gar keine Rückſicht zu nehmen ſcheint. Dieſes 
Volk will offenbar keine Annexion an Preußen, aber es will 
auch nicht, daß der Wunſch Oeſterreichs, ihm einen Fürſten 
mit voller Souveränität zu Be in Erfüllung gehe. Das 
ſchleswig⸗-holſteiniſche Volk will, daß bei Konfti- 
tuirung des Herzogthums Schleswig ⸗Holſteins der 
erſte Verſuch gemacht werde zur Herſtellung der 
deutſchen Bundesſtaaten, wie derſelbe nach dem 
Programm der geſammten liberalen Partei in 
Deutſchland zur endlichen Zuſammenfaſſung der 
Kräfte Deutchlande errichtet werden ſoll. & will 
alſo ſeinen eigenen Herzog haben, aber es ſoll die Leitung der 
militairiſchen (und maritimen) Einrichtungen, ebenſo wie die 
Vertretung des Landes nach Außen, an den mächtißſten deut⸗ 
ſchen Staat, an Preußen übertragen werden. 

Dies iſt die Löſung der fehleswig - holfteinifchen Frage, 
wie ſie nicht nur das ſchleswig⸗holſteiniſche, ſondern das ganze 
deutſche Volk anſtrebt. Ob der gegenwärtige Moment, in 
welchem die preußiſche Regierung ſich kaum nennenswerthe 
Sympathieen in Deutſchland erworben hat, geeignet iſt zur 
Herbeiführung dieſer Löſung, dieſe Frage brauchen wir nicht 
erörtern, das ganze Volk kennt die Antwort darauf. Aber 
unſere Meberzeugung können wir dahin ausſprechen, daß wir 
glauben, es iſt in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahr ⸗ 
hunderts nicht möglich, die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage anders 
zu entſcheiden, als nach dem Willen der Bevölkerung. Hoffen 
wir alſo, daß derſelben recht bald Gelegenheit gegeben werde, 
dieſen ſchon fo oft in der unzweifelhafteſten Weiſe kund⸗ 
gethanen Willen auch in einer Weiſe auszusprechen, gegen 
welche formell keine Einwendung zu erheben iſt. 
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